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Elektronischer Rechtsverkehr und Bürgerzugänge 

Sina Dörr 

1 Einleitung 

Der Beitrag möchte einen exemplarischen Überblick zu einigen Fragestellungen ge-
ben, die aus der Perspektive der Organisationsentwicklung mit der Schaffung digi-
taler Bürgerzugänge zu den Gerichten einhergehen1. Nach einer kurzen Einführung 
zu den Begrifflichkeiten des Elektronischen Rechtsverkehrs und des Bürgerzugangs 
wird die Forderung der Arbeitsgruppe der Präsident:innen der Oberlandesgerichte, 
des Kammergerichts, des Bayerischen Obersten Landesgerichts und des Bundesge-
richtshofs2 (kurz: Arbeitsgruppe Modernisierung ZPO) zu Bürgerzugängen bzw. 
Justizportalen vorgestellt. Zwei der damit verbundenen Herausforderungen werden 
anschließend in den Blick genommen: Der Ausbau des Zugangs zum Recht bei 
knapper werdenden Personalressourcen der Justiz und die Fragestellungen rund um 
den „Digital Divide“, bei denen es um benachteiligungsfreien Zugang zu digitalen 
Ressourcen geht. Abschließend folgt ein Hinweis auf das „Tech4Germany“ Projekt 
des Bundesministeriums der Justiz aus dem Jahr 2021, das die Zukunftsvision eines 
Justizportals als Angebot an Bürger:innen wagt.  

                                                      
1 Die Vortragsform wurde eingehalten. Auf Nachweise wurde daher weitgehend verzichtet. 
2 Arbeitsgruppe „Modernisierung des Zivilprozesses“, Modernisierung des Zivilprozesses Diskussionspapier. 
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2 Digitale Zugänge zu den Gerichten 

2.1 Was ist „Elektronischer Rechtsverkehr“? 

Elektronischer Rechtsverkehr (ERV) ist das elektronische Äquivalent zum gericht-
lichen Schriftverkehr. Gemeint ist die Abbildung des (gerichtlichen) Briefpostsys-
tems, also eines elektronischen Posteingangs und eines elektronischen Postausgangs 
des Gerichts. Dokumente, die bislang nur als Schriftstück in Papierform über einen 
Briefpost-Dienstleister übermittelt werden konnten, können im elektronischen 
Rechtsverkehr als elektronische Dokumente über die Infrastruktur der besonderen 
elektronischen Gerichts- und Verwaltungspostfächer (EGVP) versendet oder emp-
fangen werden. Der ERV ist damit – vereinfacht ausgedrückt – die recht maßstabs-
getreue Übertragung der analogen „Post“ in ein digitales Format. 

2.2 Was meint der Begriff des „Bürgerzugangs“? 

In Abgrenzung zum ERV, der die „Post“ abbildet, dürfte der Begriff der digitalen 
Bürgerzugänge deutlich weiter zu verstehen sein. Dazu kann man sich – um bei ana-
logen Bildern zu bleiben – den digitalen „Besuch“ bei Gericht vorstellen. Denkt man 
den Begriff weit, meint er den unmittelbaren Zugang zum „Service“ der Gerichte.  
„Service“? Darf man denn den Rechtsstaat als Dienstleister verstehen? Schon. Der 
öffentliche Dienst und mit ihm die Gerichte verfolgen keinen Selbstzweck. Sie die-
nen dem demokratischen Staat und seinen Bürger:innen. Die Aufgaben der Schaf-
fung von Rechtsfrieden, die Rechtsdurchsetzung und Konfliktlösung, das Recht 
selbst, stehen im Dienst der Menschen. Die Tätigkeit der Gerichte ist daher eine 
rechtsstaatliche Dienstleistung an der Gesellschaft und ihren Individuen. Dies vor-
angeschickt meinen digitale Bürgerzugänge, wenn man sie ganzheitlich denkt, die 
digitalen Zugänge zu dieser Dienstleistung, also dem Grunde nach zu allem, was 
Gerichte an Aufgaben wahrnehmen. Es ist der virtuelle Besuch bei Gericht. Deswe-
gen passt auch der Begriff der „Justizportale“ gut, den auch die Arbeitsgruppe zur 
Modernisierung der ZPO verwendet.  

Die Arbeitsgruppe schlägt ein bundesweit einheitliches Justizportal vor, das Bür-
gerinnen und Bürgern einen „umfassenden Zugang zur Justiz“ eröffnen soll, indem 
es bspw. als sicherer Übermittlungsweg dient. Das Justizportal soll aber noch mehr: 
Es soll „sämtliche digitale Angebote der Justiz integrieren“, wie insbesondere das 
Online-Mahnverfahren, ein Online-Verfahren und etwaige künftige virtuelle Rechts-
antragstellen inklusive der Entgegennahme von Beratungshilfeanträgen. Zudem soll 
die Möglichkeit zur Teilnahme an künftigen virtuellen Gerichtsverhandlungen über 
das Justizportal geschaffen werden.  

Bürgerinnen und Bürger sollen über eigenständige Dienste des Justizportals au-
ßerdem Unterstützung bei Wahl von Rechtsbehelfen erhalten. Dabei könnten bspw. 
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die Vor- und Nachteile verschiedener Handlungsoptionen erläutert werden. Die Er-
möglichung niedrigschwelliger Kommunikation zwischen Gerichten und Bürger:in-
nen ist das von der Arbeitsgruppe benannte Ziel einer solchen Plattform. 

3 Praktische Erwägungen zu den Vorschlägen 

Die Vorschläge der Arbeitsgruppe kombinieren die bekannten Elemente des ERV 
mit denen der bereits vorhandenen Online-Angebote bzw. Webseiten der Justiz und 
denken diese weiter ins 21. Jahrhundert. Der angedachte digitale Bürgerzugang eines 
Justizportals integriert dabei einen neuen Aspekt in die vorhandene Infrastruktur: 
einen „echten“ virtuellen Zugang zum Service der Gerichte, der in Gestalt ausge-
bauter digitaler Service-Angebote der Justiz bereitgestellt werden soll.  

Das Arbeitspapier nennt das Online-Verfahren und das Online-Mahnverfahren 
als punktuelle Angebote der Justiz, die eingebettet werden sollen. Es führt daneben 
allerdings auch virtuelle Rechtsantragstellen auf, die Bürgerinnen und Bürgern über 
ein Justizportal online bereitgestellt werden könnten. Entwickelt man diese Überle-
gungen weiter, wird deutlich, wie weitreichend das Angebot sein könnte, das ein 
echtes digitales Äquivalent zum körperlichen Gerichtsbesuch schafft: Ein Justizpor-
tal mit digitalen Zugängen, über die Bürger:innen von jedem Ort aus unmittelbar 
mit dem Gericht interagieren und in umfassender Hinsicht Hilfestellungen sowie 
gerichtliche Dienstleistungen in Anspruch nehmen könnten. 

Wer es ernst meint mit dem vielfach erklärten Ziel, bestehende Zugangshürden 
zur Justiz abzusenken und das Angebot der Justiz in einem dem digitalen Zeitalter 
entsprechenden Format bereitzustellen, kann diese Vorschläge nur befürworten. 
Eine bürgernahe Justiz braucht unmittelbare einfache digitale Zugänge für Bür-
ger:innen. Das ist deutlich mehr als das heutige Angebot des ERV. Diese unmittel-
bare Präsenz ist auch deshalb wichtig, weil die Justiz in den relevanten digitalen Räu-
men erreichbar in Erscheinung treten muss, wenn sie keinen gesellschaftlichen Be-
deutungsverlust erleiden will. 

4 Herausforderungen 

4.1 Knappe Personalressourcen vs. erweiterter Zugang zum Recht – 
Widerspruch oder Bedingung? 

Das Dilemma: Wie kann die Justiz mit ihren überknappen Personalressourcen ein 
„Mehr“ an Zugang, an Kontakten und Ersuchen von Rechtsuchenden durch ein 
einfach zugängliches Justizportal bewältigen? Fehlendes Problembewusstsein, die 
Unwissenheit zu eigenen Rechtspositionen und daraus folgenden Handlungsoptio-
nen sowie ein mit schwer abschätzbaren Kostenrisiken verbundenes und als „Black-
box“ empfundenes Justizsystem halten viele Bürgerinnen und Bürger davon ab, ihre 
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Rechte vor Gericht geltend zu machen und durchzusetzen. Das legen Erhebungen 
zum rationalen Desinteresse nahe. Im bestehenden System können sich Rechtsu-
chende an Rechtsanwält:innen wenden oder neuerdings auch an Inkassodienstleis-
ter. Den unmittelbaren und selbständigen Weg ins Gericht scheuen sie bis zu einer 
Schmerzgrenze von rund 1.800 Euro häufig.  

Dies ändert sich dort, wo im Bereich von Massenverfahren, wie etwa bei Flug-
gastrechtesachen Rechtsdienstleister mit einem hohen Grad an technologischer Un-
terstützung und Automation Bürger:innen ermöglichen, Ansprüche gegen Zahlung 
einer Provision über sie online geltend zu machen. Eine Flut von Klagen, die mit 
digitalen Hilfsmitteln teilweise oder ganz automatisiert generiert wurden, trifft auf 
den doppelten Flaschenhals der Gerichte: Aufgrund weitgehend manueller Bearbei-
tung bei den Gerichten kippt das Gleichgewicht in Bearbeitungsaufwand und -dauer 
zwischen Parteivertretungen und Gerichten – die Gerichte „laufen zu“.  

Diese Beobachtungen legen nah, dass die Eröffnung eines virtuellen Zugangs zu 
den Gerichten – eines Online-Justizportals – zu einem vermehrten Aufkommen von 
Anspruchsgeltendmachungen bei den Gerichten führen wird. Auf die Gerichte 
kommt dann mehr Arbeit zu. Dass mehr Menschen niedrigschwelligen Zugang zur 
Justiz erhalten, ist gewollt, wenn der Zugang zum Recht ausgebaut werden soll. Es 
stellt sich allerdings die Frage, wie ein „Mehr“ an Bürgerkontakten mit den knappen 
Personalressourcen der Justiz bewältigt werden kann.  

Weniger Digitalisierung und mehr Personal? Auf dem Zivilrichtertag 2021 war 
zu hören, der Ausbau des Zugangs zum Recht erfordere keine digitalen Zugänge zur 
Justiz, sondern die Aufstockung des Personals. Ein Standpunkt, der an der Realität 
vorbeigehen dürfte. Denn zum einen wird bis 2030 mit der Boomergeneration eine 
Pensionierungswelle durch die Justiz rasen (rund 10.000 Stellen alleine bei Rich-
ter:innen und Staatsanwält:innen) und zum anderen zeigen sich bereits heute die 
Folgen des demografischen Wandels in einem drastischen Fachkräftemangel. Die 
Zahl der rechtswissenschaftlichen Absolventen sinkt.3 Die zum Teil veraltet anmu-
tende Arbeitsweise und Ausstattung im öffentlichen Dienst schmälert dessen At-
traktivität als Arbeitgeber. Und im nicht-juristischen, sog. nachgeordneten Bereich 
der Gerichte sieht es nicht besser aus. Es ist wenig realistisch, darauf zu warten, dass 
der Wind sich in Sachen Personalressourcen dreht, weil es einfach zu wenig Nach-
wuchs insgesamt gibt. Zum anderen ist dieser Ansatz auch vor dem Hintergrund 
eines wirtschaftlichen Umgangs mit Haushaltsmitteln schwierig: Denn angesichts 
der Verfügbarkeit digitaler Werkzeuge birgt er die Gefahr, ein in seiner Effizienz 
nicht mehr modernes System fortzuschreiben.  

Auf die Frage, wie der Zugang zum Recht ausgebaut und die zusätzlichen digi-
talen Bürgerkontakte und Verfahren, die die Justiz über ein Justizportal erreichen, 
ressourcenschonend verwaltet und bearbeitet werden können, braucht es daher an-
dere Antworten. Hier bieten sich mindestens zwei Stellschrauben an: Die Art und 

3 Vgl. dazu etwa Tagesspiegel vom 17.11.2021 „Wenn Richter Pensionäre werden“, https://www.ta-
gesspiegel.de/politik/fachkraeftemangel-in-der-justiz-wenn-richter-pensionaere-wer-
den/27808308.html <Stand: 3.1.2022>.  

https://www.tagesspiegel.de/politik/fachkraeftemangel-in-der-justiz-wenn-richter-pensionaere-werden/27808308.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/fachkraeftemangel-in-der-justiz-wenn-richter-pensionaere-werden/27808308.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/fachkraeftemangel-in-der-justiz-wenn-richter-pensionaere-werden/27808308.html
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Weise der Gestaltung von Justizportalen und eine Modernisierung justizinterner Ar-
beitsabläufe und -prozesse. Wesentliches Augenmerk sollte dabei auf der nutzer-
zentrierten Gestaltung liegen, die methodisch auf agile Entwicklung und Design 
Thinking setzt.4  

Die Art und Weise, wie Justizportale gestaltet werden, spielt nicht nur für den 
schonenden Umgang mit Arbeitsressourcen der Justiz eine Rolle. Im Zentrum der 
Überlegungen zum Design eines Justizportals müssen die Bedürfnisse von Bür-
ger:innen stehen. Im Sinne einer bürgernahen Justiz können digitale Justizportale für 
sie eine zentrale Rolle in der rechtsstaatlichen Selbstermächtigung spielen. Justizpor-
tale sollten eine Form von „justizieller Grundversorgung“5 für Bürger:innen als die 
maßgeblichen Normadressaten des Rechts bereitstellen. Sie sollten so gestaltet wer-
den, dass sie Rechtsuchenden helfen, im größtmöglichen Umfang eigenständig zu 
agieren, ohne bereits im ersten Schritt direkte Ansprechpartner:innen der Gerichte 
zu benötigen. Dafür kann Bürger:innen zunächst ein Überblick über ihre Rechte und 
Pflichten bereit gestellt werden. Informationssysteme können durch Frage-Antwort-
Systeme (ggf. durch Nutzung von Chatbots) ausgewählte Informationen bereitstel-
len, die Rechtsuchenden bei der Suche nach Problemlösungen eine erste Orientie-
rung ermöglichen. Ein nächster Schritt kann die selbständige Konfliktlösung von 
Bürger:innen unterstützen. Moderne Streitbeilegungsmechanismen können schon in 
einem frühen Konfliktstadium Lösungswege aufzeigen und Rechtsuchenden helfen, 
erste Lösungsschritte eigenständig zu gehen. Auch hier kommen verschiedene digi-
tale Werkzeuge zur Unterstützung in Betracht. Im nächsten Schritt kann assistierte 
Konfliktlösung dort unterstützen, wo eigenständige Lösungsschritte nicht ausrei-
chen. Fall-Manager können unterstützen und einvernehmliche Lösungen fördern. 
Durch solche vorgeschalteten Mechanismen ließen sich die Verfahren, die im Er-
gebnis streitig entschieden werden müssten, möglicherweise sogar insgesamt redu-
zieren.  

Als Vorbild können Justizreformen aus Nachbarländern dienen, aber vor allen 
Dingen das kanadische Civil Resolution Tribunal. Das Civil Resolution Tribunal ist 
Kanadas erstes Online-Gericht mit Sitz in British Columbia. Es ist eines der ersten 
Beispiele in denen Online-Streitbeilegung in das öffentliche Justizsystem integriert 
wurde. Die dortigen Zahlen zeigen, dass die Ersuchen, die das Gericht über das 
Justizportal erreichen, in der überwältigenden Mehrheit ohne streitige Entscheidun-
gen gelöst werden können.  

Eine weitere Stellschraube für einen effizienten Ressourceneinsatz ist die      
(Neu-) Gestaltung der internen Arbeitsabläufe der Gerichte. Grundvoraussetzung 
für eine effiziente Weiterverarbeitung ist der zügige Abschluss der flächendeckenden 
Einführung elektronischer Akten bei den Gerichten. Das Justizportal kann bereits 
durch das beschriebene Stufenmodell eine Vorfilterung und Vorstrukturierung der 

                                                      
4 Andert/Dörr, Legal Design Thinking für mehr Zugang zum Recht, v. 25.11.2020, www.lto.de. 
5 “legal health promotion” zum Begriff ebenfalls: Susskind, Online Courts and the Future of Justice, 
2019. 
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Ersuchen vornehmen. Eingaben bzw. Klagen, die nach Durchlaufen des Justizpor-
tals zur streitigen Entscheidung vor Entscheidungspersonen landen, sollten digital 
bereits so aufbereitet sein, dass deren Arbeit erleichtert wird. Auch die Gegenseite 
sollte in diesen (digitalisierten) Prozess eingebunden werden. Der erfasste und struk-
turierte Sachvortrag kann ihr digital so übermittelt werden, dass eine digitale Weiter-
bearbeitung möglich ist. Das ist bspw. denkbar durch Übermittlung von Zugangs-
daten, die eine Einsicht und Weiterverarbeitung von Dokumenten innerhalb eines 
geschützten Bereichs des Justizportals ermöglichen. Die Gegenseite erhält so die 
Möglichkeit, ebenfalls strukturiert auf den Vortrag zu erwidern. Gerade in standar-
disierten Fällen kann der Sachverhalt auf diese Weise übersichtlich, verständlich und 
strukturiert aufgenommen werden. Entscheidungspersonen wie Richter:innen kön-
nen anhand der erfassten Daten mit einer bereits automatisch generierten Übersicht 
bspw. in Form einer Relationstabelle weiterarbeiten. Auf diese Weise können Ge-
richte deutlich effizienter und ressourcenschonender arbeiten.  

Auch wenn Bürger:innen im Fokus des Justizportals stehen sollten, kann dieses 
auch geeignete Schnittstellen für professionelle Anbieter und Rechtsdienstleister be-
reitstellen. Anwält:innen oder Inkassodienstleister können ebenfalls strukturiert auf-
bereitete Klagen übermitteln. Das würde eine automatische Weiterverarbeitung 
möglich machen. Die Nutzeroberflächen eines Justizportals können durch Nutzung 
von Legal Design Thinking-Prozessen an die Bedürfnisse der jeweiligen Gruppen 
von Nutzenden (bspw. Bürger:innen oder professionelle Einreichende, aber auch 
Mitarbeitende der Gerichte) angepasst werden.  

Legal Design Thinking kann als Methode ebenfalls genutzt werden, um die Ar-
beitsabläufe der Gerichte nutzerfreundlicher zu gestalten. Zusätzliche digitale Hilfs-
mittel können die Gerichte von repetitiven und standardisierten Tätigkeiten entlas-
ten. Auf diese Weise ließen sich Ressourcen für die eigentliche Kerntätigkeit der 
Rechtsfindung und für zwischenmenschlichen Interaktion freisetzen wie kollegiale 
Beratung und Rechtsgespräche mit den Parteien. Gleichzeitig kann die Justiz ihr 
Image als Arbeitgeberin verbessern und attraktiver für die nächsten Generationen 
an Richter:innen, Staatsanwält:innen und Rechtspfleger:innen werden.  

4.2 Die digitale Kluft – der „Digital Divide“ 

Bergen Justizportale die Gefahr, vulnerable Gruppen zurückzulassen, weil sie keinen 
Zugang zur Nutzung von Onlinediensten haben? – Unter dem Schlagwort „Digital 
Divide“ wird die Gefahr digitaler Exklusion beschrieben, die mit der Bereitstellung 
digitaler Dienste einhergeht.  

Die Problematik beschränkt sich nicht auf die digitalen Angebote der Justiz, die 
– so die Ausgangsthese – zunächst einmal eine Erweiterung des Zugangs zum Recht
darstellen, nicht dessen Verkürzung. Diese Annahme ist zumindest dann zutreffend,
wenn digitale Angebote neben vorhandene (analoge) Angebote der Justiz treten und
diese nicht ersetzen.
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Gehen Onlinedienste allerdings mit Vorteilen einher, die denen vorbehalten sind, 
die Zugang zu ihnen haben, gilt es, Maßnahmen zu ergreifen, die einer dadurch be-
dingten Beeinträchtigung der Chancengleichheit beim Zugang zum Recht entgegen-
wirken. Die Vorteile digitaler Zugänge zu den Gerichten sind bspw. leichter zugäng-
liche und verständlichere Interaktionsmöglichkeiten mit den Gerichten, ggf. sogar 
gestützt durch Assistenzsysteme. Daneben treten perspektivisch auch geringere 
Kosten oder die Möglichkeit durch Hilfestellungen digitaler Plattformen selbständi-
ger in rechtlichen Dingen agieren zu können. Verzögerungen und Einschränkungen, 
die mit physischen Gerichtsbesuchen einhergehen, könnten weitgehend entfallen  
oder deutlich reduziert werden.  

Um gleichberechtigten Zugang zum Recht bereitzustellen, müssen die von digi-
taler Exklusion betroffenen vulnerablen Gruppen besondere Unterstützung erfah-
ren. Fragestellungen rund um den chancengleichen Zugang zum Recht sind nicht 
neu. Hürden zur erfolgreichen Durchsetzung von Rechtspositionen existieren etwa 
in Gestalt vorhandener wirtschaftlicher Ressourcen und der davon abhängenden 
Möglichkeit, professionelle Hilfe durch (hoch) qualifizierte Rechtsberatung in An-
spruch nehmen zu können. Instrumente wie Prozess- und Verfahrenskostenhilfe 
(die früher als „Armenrecht“ bezeichnet wurde) versuchen, diesen Effekt etwas ab-
zumildern. 

Die Gefahr des Digital Divide ist kein Grund, vom Ausbau digitaler Zugänge 
abzusehen und auf die damit verbundenen Vorteile zu verzichten. Sie gibt aber An-
lass, die Gefahr digitaler Exklusion so weit wie möglich zu reduzieren.  

Diesen Ansatz verfolgt eine Arbeitsgruppe des Vereinigten Königreichs, die sich 
mit der Fragestellung des Digital Divide im Zusammenhang mit der Digitalisierung 
der Justiz auseinandergesetzt hat. Diese „JUSTICE“-Arbeitsgruppe ist eine überpar-
teiliche Rechtsreform- und Menschenrechtsorganisation, die mit führenden Ju-
rist:innen und Wissenschaftler:innen besetzt ist. Sie befasst sich mit der Stärkung des 
Justizsystems und hat in ihrem Bericht „JUSTICE Report – Preventing Digital 
Exclusion from Online-Justice”6 verschiedene vulnerable Gruppen mit hohem Ri-
siko für digitale Ausgrenzung identifiziert. Dazu gehören insbesondere: Obdachlose, 
Gefangene, Menschen, die in Regionen mit fehlender Breitbandstärke leben, Men-
schen, die in Pflegeheimen leben und Menschen mit eingeschränkten individuellen 
Fähigkeiten zur Bedienung digitaler Dienste. 

Der Bericht betrachtet die Bewältigung digitaler Exklusion als allgemeinpoliti-
sche Aufgabe, die zwar auch im Kontext mit einem Ausbau der digitalen Justiz steht, 
aber unabhängig von Maßnahmen zur Digitalisierung der Justiz angegangen und be-
wältigt werden muss. Die Arbeitsgruppe empfiehlt die Entwicklung innovativer Lö-
sungen mit dem Fokus auf Bedürfnisse der Nutzenden. Eine Strategie fortgesetzten 
Lernens aus Nutzererfahrungen und Investitionen in digitale Assistenz sollen 
ebenso wie Design-Lösungen zur Minimierung digitaler Exklusion beitragen. Der 

                                                      
6 https://justice.org.uk/our-work/assisted-digital/. 

https://justice.org.uk/our-work/assisted-digital/
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Kerngedanke der Vorschläge besteht in der Schaffung eines umfassenden Assisten-
zangebots zum Bedienen digitaler Dienste („Assisted Digital“). Verschiedene – auch 
analoge – Kommunikationskanäle sollen so miteinander vernetzt werden, dass die 
Nutzung digitaler Zugänge möglichst allen Gruppen zur Verfügung stehen kann. 
Dazu wird der Einsatz von Telefon- oder Webchat-Assistenz und die Beibehaltung 
der Möglichkeit zum Schriftverkehr in Papierform vorgeschlagen. Auch der persön-
liche Kontakt mit Unterstützenden vor Ort in „Online-Zentren“, wie etwa Biblio-
theken oder Bürgerämtern gehören zu diesem Angebot. Durch Investitionen in vor-
handene Infrastrukturen wird – so die Vorschläge der Arbeitsgruppe – Unterstüt-
zung durch „vertrauenswürdige Gesichter“ an „vertrauenswürdigen Orten“ angebo-
ten. Fortwährende Kontrollen der Nutzerfreundlichkeit und des Designs im Rah-
men von Tests mit Nutzenden können nach Ansicht der Expert:innen helfen, den 
besonderen Herausforderungen bei der Bereitstellung von Unterstützung für schwer 
erreichbare Gruppen zu begegnen. Ein wichtiges Beispiel wäre der Ausbau der Nut-
zung von einfacher und verständlicher Sprache.  

Daneben sollen „outreach services“ Unterstützung leisten, bei denen Helfer:in-
nen Institutionen besuchen und vor Ort Assistenz und gegebenenfalls mobile End-
geräte bereitstellen.  

Die Gestaltung von Online-Justizdiensten mit einem von Behörden-Webseiten 
unabhängigen visuellen Gestaltung und Nutzerführung („Look and Feel“) soll dar-
über hinaus deren verfassungsmäßige Unabhängigkeit widerspiegeln und so das Ver-
trauen der Nutzenden in die Bedienung der Online-Dienste stärken.  

Die Arbeitsgruppe hält in ihrem Bericht fest, dass neue Technologien erhebliche 
Inklusionsmöglichkeiten für zuvor Ausgeschlossene eröffnen: Blinde Menschen 
etwa, die zuvor auf teure Screen-Reader-Software angewiesen waren, können güns-
tigere Sprachassistenten benutzen und in ländlichen Regionen können Remote-Ver-
fahren leichter zugänglich sein als Verfahren, die körperliche Anwesenheit erfor-
dern.  

Diesen Überlegungen lassen sich wertvolle Anstöße für die Entwicklung von 
Online-Zugängen zur Justiz auch in Deutschland entnehmen. Die hierzulande vor-
handene Infrastruktur wie etwa Justiz-Services und Justiz-Webseiten könnten zum 
Ausbau der Assistenz bei der Entwicklung digitaler Zugänge und Nutzungssysteme 
ebenso eingebunden werden wie Bürgerämter, Arbeitsagenturen, Betreuungsstellen, 
Schulen usw.  

Diese wenigen aufgeworfenen Punkte stellen nur einen Auszug aus dem breiten 
Spektrum offener Fragestellungen dar. Sie zeigen, dass Handlungs- und Denkbedarf 
in viele Richtungen besteht. Zur Entwicklung geeigneter Lösungen wird es erforder-
lich sein, neue Wege einer digitalen Gerichtsinfrastruktur zu erproben. Wie nächste 
Schritte dafür aussehen können, zeigt ein Projekt des Bundesministeriums der Justiz 
aus dem vergangenen Jahr 2021. 
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4.3  Nächste Schritte – ein Justizportal (Tech4Germany-Projekt des BMJ)7 

Tech4Germany ist ein Fellowship-Programm, das unter Schirmherrschaft des Bun-
deskanzleramtes steht und Digitalisierungsprojekte im öffentlichen Dienst unter-
stützen und fördern soll. Junge „Digital-Talente“ aus den Bereichen der Software-
Entwicklung, der Produktentwicklung und des Produktdesigns arbeiten über einen 
Zeitraum von drei Monaten mit Mitarbeitenden einer Behörde an der Entwicklung 
innovativer Lösungen für vorhandene Problemstellungen.  

Die Zusammenarbeit von Tech4Germany und dem BMJ (damals noch BMJV) 
im Zeitraum von August bis Oktober 2021 hatte sich die Untersuchung digitaler 
Zugänge zu den Gerichten und die Entwicklung einer prototypischen Lösung zum 
Ziel gesetzt. Die wesentlichen Fragestellungen: Wie können geeignete Zugänge zur 
Justiz im digitalen Zeitalter aussehen und worin bestehen die Hürden beim Zugang 
zum Recht für Bürger:innen? Neben dieser Bürger:innen-Perspektive sollte außer-
dem die interne Perspektive der Gerichte und ihrer Arbeitsabläufe beleuchtet wer-
den.  

Damit die Lösung im Ergebnis für alle Seiten nachhaltig ist, wurde die Methode 
des Design Thinkings verwendet. Im Mittelpunkt der Lösungsfindung stand die 
Entwicklung eines Online-Tools, mit dessen Hilfe Bürger:innen rechtliche Ansprü-
che online erfassen und gerichtlich geltend machen können. Eine wesentliche Er-
kenntnis der Interviews mit Nutzenden war, dass die Schwierigkeiten beim Zugang 
zum Recht für Nicht-Jurist:innen weit vor Einreichung einer Klage anfangen: Bür-
ger:innen wissen häufig gar nicht, ob und welche gesetzlichen Regelungen es für ihr 
Problem gibt. Nicht zuletzt, weil verlässliche und verständliche Informationen in der 
Regel nicht kostenfrei verfügbar sind.  

Daher wurde die prototypische Lösung eines Justizportals entwickelt, das einen 
Wegweiser bereitstellt, der Menschen dabei helfen soll, ihr Problem zunächst einzu-
ordnen. Der Prototyp unterstützt Rechtsuchende Informationen darüber zu erhal-
ten, welche Ansprüche das Gesetz grundsätzlich vorsieht. Versorgt mit diesen In-
formationen können Bürger:innen mögliche Handlungsoptionen besser erkennen 
und eigenständig bewerten. Frage-Antwort-Systeme filtern relevante Informationen, 
weisen auf externe Beratungsangebote (bspw. durch Rechtsanwält:innen) hin und 
assistieren bei der Auswahl der nächsten Schritte. Darüber hinaus stehen Abfrage-
systeme zur Erfassung des Sachverhalts bereit, die auch die eigenständige Online-
Klageeinreichung ermöglichen.  

Die Ergebnisse dieses Projekts sollten dem Ausbau digitaler Zugänge zur Justiz 
zugrunde gelegt werden. Als wichtigen Aspekt und nächsten Schritt kann ein solches 
Tool die Weiterverarbeitung innerhalb der Gerichte erleichtern. Insbesondere in 
gleichgelagerten Verfahren, die in großer Zahl vorkommen und eine sehr regelba-
sierte und standardisierte Prüfung erfordern, können Gerichte durch einen Ausbau 

7 Der Abschnitt wurde inhaltlich wegen des zwischenzeitlichen Projektabschlusses aktualisiert. 
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der Funktionen dieses Online-Tools in die Lage versetzt werden, schneller und res-
sourcenschonender zu arbeiten. 
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